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Liebe Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!  

 

Rechte nationalistische Regierungen und Bewegungen sowie die stündlich 

unterschiedlichsten Meldungen aus UK beschreiben eine unsichere Zeit, die nicht 

nur zur wirtschaftlichen Schwächung Europas führt, sondern uns auch der Freiheit 

und des Friedens beraubt.  

 

Es ist deshalb gut und richtig, dass Niedersachsen auf Initiative des 

Ministerpräsidenten Stephan Weil ein Bündnis auf den Weg gebracht hat, das für 

ein geeintes Europa steht. Das ist gut und das ist richtig.  

 

Die gemeinsame europäische Idee - jedenfalls die der Demokraten - steht für 

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, für Frieden und Wohlstand. Auch das ist gut 

so, und daran sollten wir alle gemeinsam festhalten.  

 

Der vorliegende Antrag legt in diesem Zusammenhang einen Fokus auf die 

Fischfangindustrie. Die gemeinsame Fischereipolitik der EU hat seit den 70er-

Jahren dafür gesorgt, dass alle europäischen Fischereiflotten den gleichen 

Zugang zu den Hoheitsgewässern der EU und zu deren Fischgründe erhalten 

haben. Dadurch konnten die Fischbestände langfristig erhalten bleiben und 

negative Entwicklungen wie die Überfischung einzelner Bestände korrigiert 

werden. Nach dem Prinzip der sogenannten relativen Stabilität erhalten die 

Mitgliedstaaten einen bestimmten - immer gleichen - prozentualen Anteil an den 

jährlich festgelegten Fangquoten.  

 

Die Gewässer Großbritanniens weisen außerordentlich reiche Fanggründe auf. 

Daher erwirtschaften Fischereifahrzeuge anderer EU-Staaten in der britischen 

AWZ häufig einen großen Teil ihrer jährlich zugeteilten Fangquoten, und zwar 

deutlich mehr als umgekehrt.  

 

Aus diesem Grund drängen britische Fischer darauf, die Verteilung der Quoten 

neu zu verhandeln. Aus ihrer Sicht ist die Quotenverteilung nach der relativen 

Stabilität zu ihrem Nachteil ausgefallen. Sie drängen darauf, die hohe 
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Produktivität der Fanggründe in ihren Hoheitsgewässern bei einer Neuverteilung 

der Fangmöglichkeiten zugunsten Großbritanniens stärker zu berücksichtigen.  

 

Nach dem geltenden Seerechtsübereinkommen kann UK nach einem Brexit 

selbstständig über die Fischereirechte seiner 200 Seemeilenzone verfügen. Das 

könnte bedeuten, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass das Fischen für 

Fischfangschiffe der EU untersagt wird. 

 

Das ist für uns insofern dramatisch, als die vier großen deutschen Schwarmfisch-

Trailer bis zu 80 Prozent ihrer Fänge - im Wesentlichen Hering und Makrele - in 

der britischen Ausschließlichen Wirtschaftszone fischen. 

 

Sollte der Brexit also für unsere Fischer diese Fanggebiete ausschließen, hätte 

dies erhebliche wirtschaftliche Einbußen zur Folge. Es muss daher jetzt gelingen, 

eine gemeinschaftliche Bewirtschaftung der Fischbestände und den Zugang zu 

Fanggebieten für die Hochseefischerei zu erhalten. Es ist davon auszugehen, 

dass ein Fangverbot für deutsche Schiffe in der AWZ eine Reduzierung der 

deutschen Hochseefischereiflotte und auch der etwa 25 dort fischenden Kutter zur 

Folge hätte.  

 

Insgesamt erwirtschaftet die deutsche Hochseefischerei knapp 70 Prozent ihres 

Gesamterlöses in britischen Gewässern. Erfahrungen und eine Analyse zur 

Verbreitung von Fischbeständen belegen, dass es keine anderen Gewässer gibt, 

die diese Lücke schließen könnten. Allein für die Kleine Hochseefischerei werden 

jährlich Verluste von 16 bis 18 Millionen Euro prognostiziert. Der fehlende Fang 

von Hering, Sprotte, Seelachs, Kaisergranat und Plattfisch wäre nicht zu 

kompensieren.  

 

Darüber hinaus zeichnet sich ein Problem ab: Die in Cuxhaven beheimatete 

Hochseefischerei ist vom Zugang zu Fanggebieten in Norwegen abhängig. Dort 

wird u. a. der Kabeljau gefischt. Sollten auch die norwegischen Fischer keinen 

Zugang zu den Gewässern der Briten bekommen, könnten die Norweger 

reagieren und für ihre Gewässer neue Bedingungen schaffen - dies auch vor dem 

Hintergrund, dass andere Länder, die bisher in britischen Gewässern aktiv waren, 
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auf den norwegischen Markt drängen würden. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

der Brexit hat dann nicht nur in den direkten, sondern auch in den indirekten 

Beziehungen Folgen.  

 

Der niedersachsen- und deutschlandweit wichtigste Fischereistandort ist 

Cuxhaven. Wir haben in Cuxhaven ein über Jahrzehnte aufgebautes Know-how, 

das seinesgleichen sucht. Über 1.400 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 

über 40 Fischbetrieben mit exzellenter Kompetenz in der Fischverarbeitung und in 

der Fischlogistik lösen bei den Zulieferfirmen viele Hundert weitere Arbeitsplätze 

aus. 

 

Für mehrere Tausend Tonnen produzierten Salz-fisch im Jahr zeichnet die in 

Cuxhaven beheimatete Deutsche Salzfisch-Union verantwortlich. Mit der 

Erzeugergemeinschaft für Hochsee- und Küstenfischer, der Kutterfisch-Zentrale 

und der Deutschen Fischfang-Union sind zudem in Cuxhaven Betriebe zu Hause, 

die im großen Stil Frischfisch fangen und vermarkten. Nirgendwo in Deutschland 

wird Fisch so frisch verarbeitet wie in Cuxhaven. Darauf können wir in 

Niedersachsen stolz sein.  

 

Der Brexit kann eine Erschütterung für die Fischfangindustrie nach sich ziehen, 

die einem Desaster gleicht. Deshalb fordern wir die Landesregierung auf, mit den 

Akteuren in Niedersachsen in noch engeren Austausch zu treten und zeitnah 

aktuelle Informationen auszutauschen, sich dafür einzusetzen, dass 

Zugangsrechte zu Gewässern des Vereinigten Königreiches in vollem Umfang 

erhalten bleiben, Maßnahmen zu ergreifen, damit auch weiterhin in norwegischen 

und grönländischen Gewässern gefischt werden kann und Fangquoten stabil 

bleiben.  

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns gemeinsam die negativen Folgen 

des Brexit für die Fischerei und für den gesamten Wirtschafts- und Friedensraum 

abfedern, so gut es geht!  

 

Vielen herzlichen Dank. 


